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Ausführung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
und zur Änderung weiterer Rechtsvorschriften 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
 
Sie haben Gelegenheit zur Stellungnahme zu o.a. Gesetzesentwurf gegeben. Der 
Gesetzesentwurf enthält weitgehend technische (Anpassungs-)Regelungen. Diesbezüglich 
halte ich es für entbehrlich, mich fachwissenschaftlich zu äußern. Nur zu zwei Punkten 
möchte ich kleinere Anmerkungen abgeben: 
 
1. Zu der Änderung in Artikel 1 Nr. 11 
Hier ist vorgesehen, in § 38 des Jugendförderungsgesetzes bei der Pflegeerlaubnis zum 
Schutze von Kindern und Jugendlichen in Familienpflege und in Einrichtungen einen 
Verweis auf § 72a SGB VIII aufzunehmen. In der Sache habe ich gegen ein derartiges 
Vorhaben keine grundliegenden Bedenken. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass der 
Bundesgesetzgeber selbst die gefundene Gesetzesfassung des § 72a SGB VIII nicht für 
besonders geeignet hält, insbesondere auch deswegen, weil mit Hilfe eines 
Führungszeugnisses die in Betracht gezogenen Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung u.a nicht stets nachgewiesen werden können, so z.B. im Stadium der 
Ermittlung, bzw. wenn bereits eine Löschung vorgenommen worden ist. Deswegen gibt es 
zur Zeit fachliche Erörterungen, wie das angestrebte Ziel durch eine bessere 
Gesetzesformulierung sichergestellt werden kann. Ob dies in § 72a SGB VIII selbst erfolgt 
(und deswegen der Verweis im entsprechenden Landesgesetz bestehen bleiben könnte), ist 
noch offen. Insbesondere wäre zu überlegen, inwiefern Schleswig-Holstein eine 
„eigenständige Regelung“, die bereits die genannten Bedenken aufnimmt, schafft, um so 
das angestrebte Ziel tatsächlich sicherstellen zu können. 
 
2. Zu Änderungen in Artikel 2 Nr. 2 
Hier ist in § 2 Kindertagesstättengesetz eine Änderung vorgesehen, die den Vorgaben des 
§ 22 SGB VIII entspricht. Insofern ist hiergegen nichts einzuwenden. Wenn eine Änderung 
vorgenommen wird, dann sollte allerdings auch begriffliche Identität hergestellt werden 
und insofern die Überschrift in „Kindertagespflege“ geändert werden. 
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Blatt 2 
Zum Schreiben vom 27.10.2006 an Schleswig-Holsteinischer Landtag – Sozialausschuss  

In der Sache erfolgt die Änderung ja vornehmlich deswegen, um zu ermöglichen, dass 
Kindertagespflege auch in Kindertageseinrichtungen durchgeführt wird. Hier ergibt sich 
durchaus möglicherweise zukunftsträchtiges Entwicklungspotential hinsichtlich der 
Kooperation zwischen Kindertagespflege und Kindertageseinrichtungen. Andererseits ist 
sicherzustellen, dass nicht eine schleichende Ersetzung von Fachpersonal durch 
Tagespflegepersonen erfolgt. Die geplante Änderung überlässt das Nähere in fachlicher, 
personeller, organisatorischer Hinsicht dem zuständigen Ministerium. Die vorgehend 
genannten Perspektiven einer zukunftsträchtigen Entwicklung dürften durch diese 
Verordnungsermächtigung abgesichert sein; sollten diesbezüglich Bedenken bestehen, 
bedürfte es einer ausdifferenzierteren Formulierung des entsprechenden Satzes 3 im neu 
geplanten § 2 Abs. 1 des Kindertagesstättengesetzes. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Johannes Münder 


